Vereinbarung eines Arbeitszeitkontos
(Die Vorlage ist auf die betriebsindividuellen Regelungen anzupassen und kann nicht schematisch übernommen werden)

*Anlage zum Arbeitsvertrag vom ...............................

oder

 *Anlage zum Arbeitsvertrag/Nachtrag vom………………..

(nicht zutreffendes bitte streichen)

zwischen der Bäckerei.................................................

- im folgenden Arbeitgeber - 

und 

Herrn ......................................................................

- im folgenden Arbeitnehmer -

(mit dem Arbeitsvertrag fest verbinden)

1. Arbeitsvergütung, Arbeitszeit und Arbeitszeitkonto

(1) Es wird zum Zweck der flexiblen Gestaltung der monatlichen Arbeitszeit unter Berücksichtigung eines schwankenden Arbeitsanfalls ein Arbeitszeitkonto eingerichtet.
Der Arbeitnehmer erhält einen verstetigten Monatsbruttolohn in Höhe von EUR ………….

ausbezahlt. Diesem Monatsbruttolohn liegt eine Arbeitsleistung von ….. Stunden im Monat zugrunde, die regelmäßig oder unregelmäßig auf Wochen und Tage verteilt werden können. Die Einteilung der Arbeitszeit erfolgt gemäß dem zeitlichen System der Dienstplanerstellung des Arbeitgebers, jedoch zeitlich spätestens in den von dem Arbeitszeitgesetz vorgegebenen Grenzen. Dementsprechend hat der Arbeitnehmer zeitliche Einteilungswünsche gegenüber dem Arbeitgeber rechtzeitig anzumelden, damit diese, soweit betrieblich möglich, bei der Dienstplaneinteilung berücksichtigt werden können.
Eine Überschreitung der monatlichen Arbeitszeit wird auf dem Arbeitszeitkonto mit Plusstunden (Zeitguthaben), eine Unterschreitung der monatlichen Arbeitszeit mit Minusstunden (Zeitschuld) registriert. Das Zeitguthaben durch angefallene Plusstunden soll innerhalb des Ausgleichszeitraums durch Freistellung oder durch Verrechnung mit Minusstunden ausgeglichen werden. 

(2) Ein Zeitausgleich durch Arbeitsfreistellung erfolgt unter Berücksichtigung der betrieblichen Erfordernisse stundenweise, in halben Tagen, in ganzen Tagen oder in mehreren zusammenhängenden Tagen. 

(3) Der Antrag des Arbeitnehmers auf Zeitausgleich kann nur genehmigt werden, wenn dringende betriebliche Gründe oder Interessen anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten Vorrang verdienen, nicht entgegenstehen. Dringende betriebliche Gründe sind dann anzunehmen, wenn die Vertretung des Arbeitnehmers aus Gründen, die der Arbeitgeber nicht zu vertreten hat, nicht sichergestellt werden kann.

(4) Zeitguthaben (Plusstunden) werden am Ende des Monats immer mit den Zeitschulden 

(Minusstunden) verrechnet. Im Zusammenhang mit der monatlichen Lohnabrechnung wird der Stundensaldo des Arbeitszeitkontos ausgewiesen.
2. Ausgleichszeitraum des Arbeitszeitkontos

(1) Der Ausgleichszeitraum für Zeitguthaben bzw. Zeitschuld beträgt:

     12 Kalendermonate 
(Bei dem Ausgleichszeitraum handelt es sich um eine Empfehlung unseres Verbandes. Es ist bei Gestaltungen des Arbeitszeitkontos § 2 Abs.2 MiLoG zwingend zu beachten)
(2) Beginn des Ausgleichszeitraums ist der:_________________________________________
Hinweis:

Es wird empfohlen, den Beginn des Ausgleichszeitraums auf eine Hochphase, in der erfahrungsgemäß viele Stunden anfallen, zu legen. 
3. Inhalt des Arbeitszeitkontenregelung

(1) Ausgehend von der vertraglich vereinbarten Monatsarbeitszeit (=Nullsaldo)(Bezugsgröße kann auch die Wochenarbeitszeit sein, dann ist der Text entsprechend anzupassen) werden Zeitguthaben bzw. Zeitschulden zum Ende des Kalendermonats auf dem Arbeitszeitkonto verbucht. Urlaubstage werden auf dem Arbeitszeitkonto gemäß den gesetzlichen Regelungen wie Arbeitszeit verbucht.
Es ist eine Aufzeichnung zu führen, die als Grundlage für den Ausweis der Plus- und Minusstunden dient. Die auf das Arbeitszeitkonto eingestellten Arbeitsstunden dürfen monatlich jeweils 50% der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit nicht übersteigen.
(2) Auf dem Arbeitszeitkonto soll als höchstzulässige Gesamtzeitschuld (Gesamtzahl aller Minusstunden) höchstens 50%  der vertraglich vereinbarten monatlichen Höchstarbeitszeit angesammelt werden. Als höchstzulässiges Gesamtzeitguthaben (Gesamtzahl aller Plusstunden) sollen auf dem Arbeitszeitkonto maximal 100% der vereinbarten monatlichen Arbeitszeit vorhanden sein.(anderweitige Regelungen sind innerhalb der Vorschriften des MiLoG möglich, dann ist der Text entsprechend anzupassen; eine Rücksprache mit der Geschäftsstelle wird empfohlen  ).
(3) Am Ende des Ausgleichszeitraums gemäß dieser Vereinbarung muss das Arbeitszeitkonto ausgeglichen sein.

Hierfür ist ein am Ende des Ausgleichszeitraums von zwölf Monaten (Beginn dieses Zeitraumes gemäß Vereinbarung unter 2.) noch vorhandenes Zeitguthaben zu vergüten.

Eine nach neun Monaten des Ausgleichszeitraums  noch vorhandene Zeitschuld des Arbeitszeit-kontos ist innerhalb der letzten drei Monate des verbleibenden Ausgleichszeitraums durch Plusstunden auszugleichen – für diesen Ausgleich haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinschaftlich Sorge zu tragen. Am Ende des Ausgleichszeitraums noch vorhandene Minusstanden verfallen.

(4) Vor Antritt einer Elternzeit muss das Arbeitszeitkonto ausgeglichen werden. 
(5) Bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung gilt, dass bei einem Zeitguthaben zum Abbau der Plusstunden eine Freistellung während der Kündigungsfrist erfolgen kann. Im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitgeber nicht ausgeglichene Arbeitsstunden spätestens in dem auf die Beendigung des Arbeitsverhältnisses folgenden Kalendermonat auszugleichen.

Sollte das Arbeitszeitkonto bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses noch eine Zeitschuld aufweisen, so ist die aufgrund der Minusstunden arbeitgeberseits zuviel gezahlte Vergütung als Gehaltsvorschuss vom Arbeitnehmer zurückzuzahlen und kann im Rahmen der letzten Vergütungsauszahlung verrechnet werden, wenn der Arbeitnehmer die Zeitschuld zu vertreten hat.
........................................., den................................................ (gleiches Datum wie Arbeitsvertrag oder wenn Nachtrag zum Arbeitsvertrag Datum des Nachtrages)

..........................................................     ......................................................................

Unterschrift des Arbeitnehmers
      
      Unterschrift des gesetzlichen Vertreters (bei Minderj.)

..........................................................................................................................

Unterschrift des Arbeitgebers

Haftungsausschluss:

Das Arbeitsrecht unterliegt einem laufenden Wandel. 

Vor allem das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts und die neuen Regelung des Mindestlohngesetzes erfordert besondere Aufmerksam​keit. Wegen des praktisch in letzter Minute in das Gesetz aufgenommenen § 310 Abs. 4 BGB sind die seit dem 1. Januar 2002 dort integrierten Bestimmungen des AGB-Gesetzes auch auf Arbeitsverträge anwendbar, das heißt Formularmuster unterliegen der In​haltskontrolle dieser Bestimmungen. Dies führt dazu, dass die Rechtsprechung noch stärker in die inhaltliche Gestaltung von Arbeitsverträgen eingreift. Insbesondere werden Arbeitsvertragsklauseln immer stärker daran gemessen, ob diese den Arbeitnehmer unangemessen benachteiligen, was die Rechtssicherheit beeinträchtigt.

Unsere Vertragsformulare/Merkblätter wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Bitte prüfen Sie regelmäßig die Aktualität der verwendeten Dokumente und beachten Sie unsere Verbandsmitteilungen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 

Wir raten immer die vorherige Beratung durch den Bäckerinnungsverband Baden in Anspruch zu nehmen

· Bezüglich des Mindestlohngesetzes

· Bezüglich befristeter Arbeitsverträge

· Bezüglich Arbeitszeitkontenregelungen

· Bezüglich Weihnachtsgratifikation – bitte beachten, dass bei freiwilliger Zahlung und einmaliger Bezahlung wie in den Bäckereien üblich, keine Anrechnung auf den Mindestlohn erfolgen kann

· Bezüglich Nachtzuschlägen, Sonn- und Feiertagszuschlägen – bitte beachten, dass nach derzeitiger Rechtslage keine Anrechnung auf den Mindestlohn möglich ist

· Bitte beachten Sie, dass nach derzeitiger Rechtslage Sachbezüge bis zur Höhe des Mindestlohnes nicht anrechenbar sind.

Beachten Sie die jeweils gesonderten Merkblätter und Vorlagen, die Sie über die Geschäftsstelle abrufen können.

